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Richtlinie des Sächsischen Staatsministeriums für Kultus 
zur Sicherung und Weiterentwicklung der Qualität in 

Kindertageseinrichtungen und in der Kindertagespflege 
(SächsKitaQualiRL) 

Vom 5. Juli 2016 

Änderungen  
(in roter Schrift dargestellt) 

Begründung 

Teil 1   

1. Zuwendungszweck und Rechtsgrundlagen  
Der Freistaat Sachsen gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie und der 
allgemeinen haushaltsrechtlichen Bestimmungen, insbesondere der §§ 
23 und 44 der Sächsischen Haushaltsordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 10. April 2001 (SächsGVBl. S. 153), die zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 14. Dezember 2018 (SächsGVBl. S. 
782) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, und den 
Verwaltungsvorschriften des Sächsischen Staatsministeriums der Fi-
nanzen zur Sächsischen Haushaltsordnung vom 27. Juni 2005 
(SächsABl. SDr. S. S 226), die zuletzt durch die Verwaltungsvorschrift 
vom 23. Oktober 2019 (SächsABl. S. 1590) geändert worden ist, zuletzt 
enthalten in der Verwaltungsvorschrift vom 9. Dezember 2019 
(SächsABl. SDr. S. S 352), in der jeweils geltenden Fassung, Zuwen-
dungen für Innovationsprozesse in Kindertageseinrichtungen und in der 
Kindertagespflege. Ein Rechtsanspruch auf die Gewährung von Zuwen-
dungen besteht nicht. Die Bewilligungsbehörde entscheidet aufgrund ih-
res pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren Haushalts-
mittel. 
 

Der Freistaat Sachsen gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie und der 
allgemeinen haushaltsrechtlichen Bestimmungen, insbesondere der §§ 
23 und 44 der Sächsischen Haushaltsordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 10. April 2001 (SächsGVBl. S. 153), die zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Mai 2021 (SächsGVBl. S. 578) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, und den Verwal-
tungsvorschriften des Sächsischen Staatsministeriums der Finanzen zur 
Sächsischen Haushaltsordnung vom 27. Juni 2005 (SächsABl. SDr. S. 
S 226), die zuletzt durch die Verwaltungsvorschrift vom 23. November 
2022 (SächsABl. S. 1423) geändert worden ist, zuletzt enthalten in der 
Verwaltungsvorschrift vom 6. Dezember 2021 (SächsABl. SDr. S. S 
178), in der jeweils geltenden Fassung, Zuwendungen für Innovations-
prozesse in Kindertageseinrichtungen und in der Kindertagespflege. Ein 
Rechtsanspruch auf die Gewährung von Zuwendungen besteht nicht. 
Die Bewilligungsbehörde entscheidet aufgrund ihres pflichtgemäßen Er-
messens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. 

redaktionelle Anpassungen 

2.Geförderte Bereiche 
a) Projekte mit überregionaler Bedeutung und Modellprojekte sowie 

Fachtagungen im Bereich der Kindertageseinrichtungen und Kin-
dertagespflege, 

b) Fachberatung für Kindertageseinrichtungen freier Träger, 
c) Fortbildungen zur Umsetzung des Sächsischen Bildungsplans in 

Kindertageseinrichtungen und in der Kindertagespflege, 
d) Pädagogische Maßnahmen zur Umsetzung des Sächsischen Bil-

dungsplans in Kindertageseinrichtungen und 
e) Angebote von Lernwerkstätten. 
 

  

3. Verfahren 
1Bewilligungsbehörde für alle Bereiche ist der Kommunale Sozialver-
band Sachsen. 2Antragsformulare können bei der Bewilligungsbehörde 
angefordert werden und sind vollständig mit allen darin abgeforderten 
Anlagen bis zum 30. November des Vorjahres einzureichen. 3Für die 
Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den 
Nachweis und die Prüfung der Verwendung und die gegebenenfalls er-
forderliche Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rückforde-
rung der gewährten Zuwendung gelten die Verwaltungsvorschriften zu § 
44 der Sächsischen Haushaltsordnung, soweit in dieser Richtlinie nichts 
Abweichendes geregelt ist. 4Die durch die Bewilligungsbehörde vorge-
gebenen Vordrucke sind zu verwenden. 5Bei Projekten nach Nummer 2 
Buchstabe a übersendet der Zuwendungsempfänger eine Kopie des 
Sachberichtes ebenfalls an die Verwaltung des Landesjugendamtes. 

 
3.1 Antrags- und Bewilligungsbehörde für alle Bereiche ist der Kommu-
nale Sozialverband Sachsen. 
 
3.2 Antrags- und Bewilligungsverfahren 
Antragsformulare können bei der Bewilligungsbehörde angefordert wer-
den und sind vollständig mit allen darin abgeforderten Anlagen bis zum 
30. November des Vorjahres einzureichen. Für die Bewilligung, Auszah-
lung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den Nachweis und die 
Prüfung der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhe-
bung des Zuwendungsbescheides und die Rückforderung der gewähr-
ten Zuwendung gelten die Verwaltungsvorschriften zu § 44 der Sächsi-
schen Haushaltsordnung, soweit in dieser Richtlinie nichts Abweichen-
des geregelt ist. Die durch die Bewilligungsbehörde vorgegebenen Vor-
drucke sind zu verwenden. 
 

Neue Gliederung von Nummer 3 „Verfahren“ aufgrund der Aufnahme 
weiterer Regelungen zu Auszahlungsverfahren (3.3) und Verwen-
dungsnachweisverfahren (3.4) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verschiebung des Satzes 5 unverändert nach Nummer 4 Buchstabe d 

 3.3 Auszahlungsverfahren Regelungen für das Auszahlungsverfahren waren gemäß Anlage 7 zur 
VwV zu § 44 SäHO neu in die Richtlinie aufzunehmen. 
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Für freie Träger von Kindertageseinrichtungen und deren Verbände, 
Träger der freien Jugendhilfe, sowie rechtsfähige Vereine gelten fol-
gende Regelungen:  

 Auszahlungen erfolgen gemäß dem Vorauszahlungsverfahren 
nach Nummer 7.5 der Verwaltungsvorschrift zu § 44 SäHO.  

 Nummer 7.7 der Verwaltungsvorschrift zu § 44 SäHO findet für 
Förderungen gemäß Teil 2 Abschnitt 3 keine Anwendung.  

 
 
 
 
 
Für kommunale Gebietskörperschaften gelten folgende Regelungen: 

 Bei Projekten mit überregionaler Bedeutung und Modellprojekten 
nach Teil 2 Abschnitt 1 erfolgen Auszahlungen nach dem Re-
gelauszahlungsverfahren gemäß Nummer 7.1 bis 7.3 der Ver-
waltungsvorschrift für Zuwendungen des Freistaates Sachsen an 
kommunale Körperschaften (VVK), Anlage 3 zur VwV zu § 44 
SäHO. 

 Bei den übrigen Fördergegenständen erfolgen Auszahlungen 
nach dem Erstattungsverfahren gemäß Nummer 7.4 VVK.  

 Nummer 7.5 VVK findet keine Anwendung. 
 

Für freie Träger sollen Auszahlungen gemäß dem Vorauszahlungsver-
fahren nach Nummer 7.5 der VwV zu § 44 SäHO erfolgen. Das heißt, 
die Zuwendungen dürfen dann nach Stellung eines entsprechenden 
Auszahlungsantrags des Zuwendungsempfängers nur insoweit und 
nicht eher ausgezahlt werden, als sie voraussichtlich innerhalb von 
sechs Monaten nach Auszahlung für fällige Zahlungen im Rahmen des 
Zuwendungszwecks benötigt werden. 
Es sind Untergrenzen für Teilauszahlungen zu beachten. Diese gelten 
jedoch nicht für Abschnitt 3 „Fortbildungen zur Umsetzung des Sächsi-
schen Bildungsplans in Kindertageseinrichtungen und Kindertages-
pflege“.  
 
Für kommunale Gebietskörperschaften als Zuwendungsempfänger 
wird bei den Auszahlungen nach Fördergegenständen differenziert:  
Bei Projekten mit überregionaler Bedeutung und Modellprojekten erfol-
gen Auszahlungen nach dem Regelauszahlungsverfahren gemäß 
Nummer 7.1 bis 7.3 VVK, das heißt  

 40% mit Bestandskraft des Zuwendungsbescheides und An-
zeige des Vorhabensbeginns, 

 50% nach Abschluss der Maßnahme und Vorlage des Verwen-
dungsnachweises sowie 

 10 % nach Prüfung des Verwendungsnachweises bzw. spätes-
tens 6 Monate nach Vorlage des Verwendungsnachweises 
 

Bei den übrigen Fördergegenständen erfolgen Auszahlungen aufgrund 
der vergleichsweise geringen Fördersummen nach dem Erstattungs-
verfahren gemäß Nummer 7.4 VVK. Das heißt, die Auszahlung erfolgt 
nach Vorlage des Verwendungsnachweises in einer Summe. 
Untergrenzen für Teilauszahlungen generell gelten nicht. 
 

 3.4. Verwendungsnachweisverfahren 
Abweichend von Nummer 6.1. ANBest-P und Nummer 6.1 ANBest-K ist 
der Verwendungsnachweis spätestens drei Monate nach Ende des Be-
willigungszeitraums einzureichen. Für die Vorlage des Verwendungs-
nachweises gelten im Übrigen für freie Träger von Kindertageseinrich-
tungen und deren Verbände, Träger der freien Jugendhilfe, sowie 
rechtsfähige Vereine die Regelungen der ANBest-P und für kommunale 
Gebietskörperschaften die Regelungen der ANBest-K.  
 
Bei mehrjährigen Projekten mit überregionaler Bedeutung und mehrjäh-
rigen Modellprojekten nach Teil 2 Abschnitt 1 ist jeweils bis zum 31. März 
des Folgejahres ein Zwischennachweis vorzulegen. 
 

Gemäß Nr. 4.2.7 der VwV zu § 44 SäHO sowie Nr. 4.2.7 der VVK wa-
ren die Fristen zur Vorlage des Verwendungsnachweises in die Richtli-
nie aufzunehmen. Für sämtliche Zuwendungsempfänger wurde eine 
Vorlagefrist von drei Monaten geregelt. Dieser Zeitraum beruht auf der 
bisherigen Verwaltungspraxis der Bewilligungsstelle, ist den Zuwen-
dungsempfängern bekannt und hat sich bewährt.  
 
 
 
Bei mehrjährigen Projekten wurde die Vorlage eines Zwischennachwei-
ses geregelt, um die fachliche Überwachung und Steuerung der Pro-
jekte gewährleisten zu können.  

 4. Vorzulegende Nachweise und Unterlagen  
a) Jedem Antrag sind, soweit für den Antragsteller zutreffend, folgende 
Nachweise und Unterlagen beizufügen: 

 aktueller Vereins- oder Handelsregisterauszug und Außenvertre-
tungsvollmacht, 

 aktuelle Vereinssatzung bzw. Gesellschaftervertrag, 

 aktuelle Bestätigung der Gemeinnützigkeit des Trägers durch 
das Finanzamt, 

 Selbstauskunft des Antragstellers gemäß Nr. 3.2.1 der VwV zu 
§ 44 SäHO. 

 

Gemäß dem Gliederungsschema in Anlage 7 der VwV zu Nr. 44 SäHO 
war der Abschnitt „Vorzulegende Nachweise und Unterlagen“ in die 
Richtlinie aufzunehmen. Da die Regelungen sämtliche Fördergegen-
stände betreffen, wurde er in dem allgemeinen Teil 1 der Richtlinie hin-
zugefügt. 
 
Die im Antragsverfahren geforderten Unterlagen entsprechen der bis-
herigen Verwaltungspraxis der Bewilligungsstelle. 
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b) Der Zwischennachweis für Träger der freien Jugendhilfe besteht aus 
einem Sachbericht und einem zahlenmäßigen Nachweis der Ausgaben 
und Einnahmen inklusive einer Belegliste, für kommunale Gebietskör-
perschaften aus einem Sachbericht und einem zahlenmäßigen Nach-
weis der Ausgaben und Einnahmen. Bei der Förderung von Personal-
ausgaben ist zusätzlich das Personalkontenblatt vorzulegen. 
 
c) Der Verwendungsnachweis für freie Träger von Kindertageseinrich-
tungen und deren Verbände, Träger der freien Jugendhilfe, sowie 
rechtsfähige Vereine besteht aus einem Sachbericht und einem zahlen-
mäßigen Nachweis der Ausgaben und Einnahmen inklusive einer Beleg-
liste. Bei der Förderung von Personalausgaben ist zusätzlich das Perso-
nalkontenblatt vorzulegen. Bei Projekten nach Nummer 2 Buchstabe a 
übersendet der Zuwendungsempfänger eine Kopie des Sachberichtes 
ebenfalls an die Verwaltung des Landesjugendamtes. 
 
d) 1Der Verwendungsnachweis für kommunale Gebietskörperschaften 
besteht aus einem Sachbericht und einem zahlenmäßigen Nachweis der 
Ausgaben. 2Bei der Förderung von Personalausgaben ist zusätzlich das 
Personalkontenblatt vorzulegen. 3Bei Projekten nach Nummer 2 Buch-
stabe a übersendet der Zuwendungsempfänger eine Kopie des Sachbe-
richtes ebenfalls an die Verwaltung des Landesjugendamtes. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Die im Verwendungsnachweisverfahren vorzulegenden Unterlagen ent-
sprechen den Vorgaben der VwV zu § 44 SäHO bzw. der VVK. Bei der 
Förderung von Personalausgaben ist zusätzlich das Personalkonten-
blatt vorzulegen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Unveränderte Übernahme von Nummer 3 Satz 5 als Satz 3 bei Num-
mer 4 Buchstabe d, da diese Regelung die vorzulegenden Nachweise 
und Unterlagen betrifft.  

Teil 2   

Abschnitt 1 
Projekte mit überregionaler Bedeutung und Modellprojekte sowie 
Fachtagungen im Bereich der Kindertageseinrichtungen und Kin-

dertagespflege 
 

  

1. Gegenstand der Förderung 
Gegenstand der Förderung sind Projekte mit überregionaler Bedeutung 
und Modellprojekte sowie Fachtagungen. 
 

  

2. Zuwendungsempfänger 
Zuwendungsempfänger sind kommunale Gebietskörperschaften und 
Träger der freien Jugendhilfe. 
 

  

3. Zuwendungsvoraussetzungen 
Voraussetzungen sind: 
a) die Vorlage eines fachlich begründeten Konzeptes, eines Projek-

tablaufplanes, eines Ausgaben- und Finanzierungsplanes, 
b) je nach Art und Umfang des Projekts ein Konzept für eine wis-

senschaftliche Begleitung und Bewertung und 
c) Aussagen zu geplanten Veröffentlichungen und Nachnutzung 
der Ergebnisse. 
 

  

4. Art, Umfang und Höhe der Förderung 
Die Zuwendung wird als Projektförderung in Form einer Festbetragsfi-
nanzierung, in der Regel mit bis zu 80 Prozent der zuwendungsfähigen 
Ausgaben, gewährt. Zuwendungsfähig sind Personal- und Sachausga-
ben, die zur Erreichung des Zuwendungszweckes notwendig sind. 
Bei Projekten mit überregionaler Bedeutung und Modellprojekten sind 
folgende Ausgaben förderfähig: 

4. Art, Umfang und Höhe der Förderung 
Die Zuwendung wird als Projektförderung  

 bei Projekten mit überregionaler Bedeutung und Modellprojekten 
in Form einer Anteilfinanzierung und 

 bei Fachtagungen in Form einer Festbetragsfinanzierung 
in der Regel mit bis zu 80 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben, 
gewährt. Zuwendungsfähig sind Personal- und Sachausgaben, die zur 
Erreichung des Zuwendungszweckes notwendig sind. 

Gemäß der Nr. 2.2.1 der VwV zu § 44 SäHO bzw. Nr. 2.2.1 der VVK 
wurde die zuvor verpflichtende Anwendung der Festbetragsfinanzie-
rung in eine Kann-Vorschrift umgewandelt.  
 
Bei Projekten mit überregionaler Bedeutung und Modellprojekten soll 
daher künftig die Anteilfinanzierung zur Anwendung kommen, da die 
Gesamtausgaben bei diesen Fördergegenständen nicht immer vorab 
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 Personalausgaben jeweils bezogen auf eine im Kalenderjahr 
ganzjährig vollbeschäftigte Person, den Arbeitgeberbruttobetrag 
und die Entwicklungsstufe 3: 

o Projektleitung: Entgeltgruppe E 15 TV-L, 
o Wissenschaftliche Projektmitarbeit mit Hochschulab-

schluss oder Master: Entgeltgruppe E 14 TV-L, 
o Projektmitarbeit mit mindestens Fachhochschulab-

schluss: Entgeltgruppe E 11 TV-L, 
o Projektmitarbeit mit Berufsabschluss: Entgeltgruppe E 7 

TV-L, 
o Projekthilfskraft: Entgeltgruppe E 2 TV-L, 

 Projektbezogene Sachausgaben sowie 

 eine Verwaltungspauschale in Höhe von bis zu 15 Prozent der 
zuwendungsfähigen Ausgaben. 

Bei Fachtagungen beträgt die Zuwendung bis zu 40 Euro pro Tag und 
Teilnehmer. Die Zuwendung soll nur bewilligt werden, wenn sie im Ein-
zelfall mehr als 2.000 Euro, jedoch höchstens 5.000 Euro beträgt. 
 

 
Bei Projekten mit überregionaler Bedeutung und Modellprojekten sind 
folgende Ausgaben förderfähig: 

 Personalausgaben jeweils bezogen auf eine im Kalenderjahr 
ganzjährig vollbeschäftigte Person, den Arbeitgeberbruttobetrag 
und die Entwicklungsstufe 3: 

o Projektleitung: Entgeltgruppe E 15 TV-L, 
o Wissenschaftliche Projektmitarbeit mit Hochschulab-

schluss oder Master: Entgeltgruppe E 14 TV-L, 
o Projektmitarbeit mit mindestens Fachhochschulab-

schluss: Entgeltgruppe E 11 TV-L, 
o Projektmitarbeit mit Berufsabschluss: Entgeltgruppe E 7 

TV-L, 
o Projekthilfskraft: Entgeltgruppe E 2 TV-L, 

 Projektbezogene Sachausgaben,  

 Reisekosten entsprechend dem Sächsischen Reisekostenge-
setz vom 12. Dezember 2008 (SächsGVBl. S. 866, 876), das zu-
letzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 18. Dezember 2013 
(SächsGVBl. S. 970) geändert worden ist, in der jeweils gelten-
den Fassung, sowie 

 eine Verwaltungspauschale in Höhe von bis zu 15 Prozent der 
zuwendungsfähigen Ausgaben. 

Bei Fachtagungen beträgt die Zuwendung bis zu 40 Euro pro Tag und 
Teilnehmer. Die Zuwendung soll nur bewilligt werden, wenn sie im Ein-
zelfall mehr als 2.000 Euro, jedoch höchstens 5.000 Euro beträgt. 
 

hinreichend genau bekannt sind und es bei einer Festbetragsfinanzie-
rung bei einer Ausgabenermäßigung zu erheblichen Einnahmeverlus-
ten des Staates kommen kann.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ergänzende Klarstellung um die Förderung von Reisekosten entspre-
chend dem Sächsischen Reisekostengesetz. Die Reisekosten wurden 
bereits bisher gefördert und unter den Punkt „Sachausgaben“ gefasst.  
 

 5. Sonstige Zuwendungsbestimmungen  
Bei der Förderung von Projekten mit überregionaler Bedeutung und Mo-
dellprojekten kann die Bewilligungsbehörde im Zuwendungsbescheid 
vorsehen, dass der Zuwendungsempfänger als Erstempfänger die Zu-
wendung ganz oder teilweise weiterleiten darf. Durch die zweckbe-
stimmte Weitergabe erfüllt der Erstempfänger den Zuwendungszweck. 
Die Weitergabe der Zuwendung durch freie Träger erfolgt in privatrecht-
licher Form entsprechend Nr. 12 VwV zu § 44 SäHO, die durch kommu-
nale Gebietskörperschaften in öffentlich-rechtlicher Form nach Nr. 12 
VVK per Zuwendungsbescheid. 
 

Es war eine Regelung zur Weiterleitung der Zuwendung aufzunehmen, 
da eine solche in der Richtlinie bislang nicht enthalten war. 

Abschnitt 2 
Fachberatung für Kindertageseinrichtungen freier Träger 

 

  

1. Gegenstand der Förderung 
Gefördert wird die Fachberatung für Kindertageseinrichtungen in freier 
Trägerschaft. Die Fachberatung beinhaltet 
a)  Fachberatungen vor Ort in den Kindertageseinrichtungen, 
b) Aufgaben gemäß den Empfehlungen des Landesjugendamtes 

Sachsen zur Fachberatung in Kindertageseinrichtungen und in 
Kindertagespflege, verabschiedet vom Landesjugendhilfeaus-
schuss am 1. März 2012. 
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2. Zuwendungsempfänger 
Zuwendungsempfänger sind freie Träger von Kindertageseinrichtungen 
und deren Verbände. In begründeten Einzelfällen können auch Träger 
der freien Jugendhilfe gefördert werden, die keine Träger von Kinderta-
geseinrichtungen sind. 
 

  

3. Zuwendungsvoraussetzungen 
Voraussetzungen sind: 
a) Gefördert werden grundsätzlich Fachkräfte, die über einen Ab-

schluss gemäß § 4 der Sächsischen Qualifikations- und Fortbil-
dungsverordnung pädagogischer Fachkräfte vom 20. September 
2010 (SächsGVBl. S. 277), die durch Artikel 2 der Verordnung 
vom 6. Juni 2017 (SächsGVBl. S. 290) geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung, verfügen. 

b) Vorlage eines pädagogischen Konzeptes und eines detaillierten 
Arbeitsplanes zur Fachberatung. 

c) Die in den Kindertageseinrichtungen vor Ort geleisteten Fachbe-
ratungen sind auf die Weiterentwicklung der pädagogischen Ar-
beit ausgerichtet und im Verwendungsnachweis im Rahmen der 
durch die Bewilligungsbehörde vorgegebenen Vordrucke zu do-
kumentieren und nachzuweisen. 

d) Die Fachberater müssen beim Zuwendungsempfänger fest an-
gestellt sein. Diese Anstellung beträgt mindestens 40 Prozent ei-
ner vollzeitbeschäftigten Fachkraft. 

e) Eine vollzeitbeschäftigte Fachkraft soll für 20 bis 25 Kindertages-
einrichtungen zuständig sein, teilzeitbeschäftigte entsprechend 
anteilig. 

 

3. Zuwendungsvoraussetzungen 
Voraussetzungen sind: 
a) Gefördert werden grundsätzlich Fachkräfte, die über einen Ab-

schluss gemäß § 4 der Sächsischen Qualifikations- und Fortbil-
dungsverordnung pädagogischer Fachkräfte vom 20. September 
2010 (SächsGVBl. S. 277), die zuletzt durch die Verordnung vom 
8. Dezember 2020 (SächsGVBl. S. 736) geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung, verfügen. 

redaktionelle Anpassungen 

4. Art, Umfang und Höhe der Förderung 
Die Förderung erfolgt als Projektförderung im Wege einer Festbetragsfi-
nanzierung. Zuwendungsfähig sind Personalausgaben, die zur Errei-
chung des Zuwendungszweckes notwendig sind. Pro Tag sind bis zu 2 
Fachberatungen vor Ort förderfähig, wenn sie in unterschiedlichen Kin-
dertageseinrichtungen stattfinden. Die Zuwendung beträgt für eine im 
Kalenderjahr ganzjährig vollbeschäftigte Fachkraft bis zu 30.000 Euro. 
Voraussetzung für die Gewährung des vollen Festbetrages ist die Leis-
tung von mindestens 100 Fachberatungen vor Ort in den Kindertages-
einrichtungen. Für Teilzeitkräfte wird ein entsprechend ihrer Arbeitszeit 
anteilig reduzierter Festbetrag gewährt, auch die Anzahl der mindestens 
zu leistenden Fachberatungen verringert sich anteilig.  
Wird die Mindestzahl an Fachberatungen nicht erbracht, erfolgt eine an-
teilige Minderung des Festbetrages. Hiervon kann nur im begründeten 
Einzelfall, insbesondere bei Erkrankungen der Fachkraft, abgesehen 
werden. 
 

  

Abschnitt 3 
Fortbildungen zur Umsetzung des Sächsischen Bildungsplans in 

Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege 
 

  

1. Gegenstand der Förderung 
Gegenstände der Förderung sind 
a) teambezogene Fortbildungen, die die pädagogischen Fachkräfte 

bei der praxisnahen Umsetzung des Sächsischen Bildungsplans 
und der Gestaltung des Schulvorbereitungsjahres unterstützen 
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und der Weiterentwicklung der pädagogischen Arbeit dienen. Da-
bei können sich Teams mehrerer Kindertageseinrichtungen des 
Zuwendungsempfängers zusammenschließen. Die Teilnahme 
pädagogischer Fachkräfte aus Grundschulen und von Kinderta-
gespflegepersonen an der Fortbildung ist möglich. 

b) Fortbildungen, die Kindertagespflegepersonen bei der praxisna-
hen Umsetzung des Sächsischen Bildungsplans unterstützen 
und der Weiterentwicklung der pädagogischen Arbeit sowie der 
Stärkung der persönlichen Kompetenz dienen. 
Inhaltliche Schwerpunkte können jeweils bis zum 30. Juni des 
aktuellen Haushaltsjahres für das folgende Förderjahr durch das 
Staatsministerium für Kultus bekanntgegeben werden. 

 

2. Zuwendungsempfänger 
Zuwendungsempfänger sind bei Nummer 1 Buchstabe a Träger von Kin-
dertageseinrichtungen und bei Nummer 1 Buchstabe b rechtsfähige Ver-
eine und kommunale Gebietskörperschaften, die auf dem Gebiet der 
Kindertagespflege tätig sind. 
 

  

3. Zuwendungsvoraussetzungen 
Voraussetzungen sind bei Nummer 1 Buchstabe a: 
a) Die Fortbildung findet in der Regel in Räumen des Zuwendungs-

empfängers statt. 
b) In der Kindertageseinrichtung des Zuwendungsempfängers wird 

keine pädagogische Maßnahme gemäß Abschnitt 4 dieser Richt-
linie gefördert. 

 

  

4. Art, Umfang und Höhe der Förderung 
Die Zuwendung kann einmal pro Kindertageseinrichtung beziehungs-
weise Kindertagespflegeverein pro Kalenderjahr im Rahmen einer Pro-
jektförderung als Festbetragsfinanzierung gewährt werden. 
Die Höhe der Förderung beträgt für maximal 24 Seminareinheiten 45 
Minuten bis zu 40 Euro pro Seminareinheit. Darin enthalten sind Hono-
rare einschließlich Reisekosten der Honorarkräfte. 
 

  

Abschnitt 4 
Pädagogische Maßnahmen und Projekte zur Umsetzung des 

Sächsischen Bildungsplans in Kindertageseinrichtungen 
 

  

1. Pädagogische Projekte   

a) Gegenstand der Förderung 
Gegenstand der Förderung sind pädagogische Maßnahmen in 
Kindertageseinrichtungen zur praxisnahen Umsetzung des 
Sächsischen Bildungsplans und der Gestaltung des Schulvorbe-
reitungsjahres. Sie sollen der Weiterentwicklung der pädagogi-
schen Arbeit in den Kindertageseinrichtungen dienen und inno-
vative Handlungsansätze erkennen lassen. 
Inhaltliche Schwerpunkte können jeweils bis zum 30. Juni des 
aktuellen Haushaltsjahres für das folgende Förderjahr durch das 
Staatsministerium für Kultus bekanntgegeben werden. 

  

b) Zuwendungsempfänger 
Zuwendungsempfänger sind Träger von Kindertageseinrichtun-
gen. 

  

c) Zuwendungsvoraussetzungen   
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Voraussetzungen sind: 
aa)  Neben einer fachlich begründeten Maßnahmekonzeption 

ist ein zeitlicher Projektablaufplan einzureichen. 
bb)  Im Rahmen des Projektes sind in der Kindertageseinrich-

tung zum Projektthema Fortbildungen in einem zeitlichen 
Umfang von mindestens 8 Seminareinheiten 45 Minuten 
durchzuführen. 

cc)  Thematische Wiederholungen sind in der Regel ausge-
schlossen. 

d) Art, Umfang und Höhe der Förderung 
Die Zuwendung kann einmal pro Einrichtung aller zwei Kalender-
jahre im Rahmen einer Projektförderung als Festbetragsfinanzie-
rung gewährt werden. Zuwendungsfähige Ausgaben sind Hono-
rare einschließlich Reisekosten bis zu 40 Euro pro Seminarein-
heit 45 Minuten. Die Zuwendung beträgt bis zu 500 Euro. Dar-
über hinaus kann einmalig ein Festbetrag für pädagogisches pro-
jektbezogenes Verbrauchsmaterial und projektbezogene Aus-
stattungsgegenstände in Höhe bis zu 1.000 Euro gewährt wer-
den. 

 

  

2. Praxisorientierter Fachaustausch   

a) Gegenstand der Förderung 
Gegenstand der Förderung ist ein praxisorientierter Fachaus-
tausch zwischen pädagogischen Fachkräften verschiedener Kin-
dertageseinrichtungen. Dabei bieten Kindertageseinrichtungen, 
welche über erworbenes und erprobtes spezifisches Wissen zu 
pädagogischen Schwerpunkten verfügen, in der Regel in ihren 
Räumen einen kollegialen Austausch an, welcher das Anliegen 
verfolgt, die Handlungskompetenz der pädagogischen Fach-
kräfte zu erweitern. 

  

b)  Zuwendungsempfänger 
Zuwendungsempfänger sind Träger von Kindertageseinrichtun-
gen. 

  

c) Zuwendungsvoraussetzungen 
Voraussetzungen sind: 
aa)  Vorlage einer Stellungnahme des örtlichen Trägers der 

öffentlichen Jugendhilfe zur beantragten Maßnahme, 
bb)  Vorlage der Konzeption der Einrichtung, 
cc)  Vorlage der Konzeption des Fachaustauschs mit ausführ-

licher Beschreibung des gewählten pädagogischen 
Schwerpunktes und Darstellung der dafür vorhandenen 
Kompetenzen des Teams, inklusive Referenzen (zum 
Beispiel Träger, Spitzenverband, Elternrat, Kooperations-
partner), 

dd)  Nachweis, dass das gemäß Buchstabe d Doppelbuch-
stabe aa einzusetzende Personal über einen Berufsab-
schluss gemäß § 1 der Sächsischen Qualifikations- und 
Fortbildungsverordnung pädagogischer Fachkräfte ver-
fügt und mit mindestens 0,1 VzÄ für das Projekt in der 
Kindertageseinrichtung tätig ist, 

ee)  Vorhandensein eines geeigneten Raumes für Besucher 
im Rahmen des kollegialen Austauschs, 

ff)  Bereitschaft zur Durchführung von mindestens 20 Ange-
boten des praxisorientierten Fachaustauschs im Projekt-
zeitraum. 
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d) Art, Umfang und Höhe der Förderung 
Die Zuwendung wird in Form einer Festbetragsfinanzierung ge-
währt. Die Projektlaufzeit beträgt in der Regel 21 Monate. Zuwen-
dungsfähig bei einer Projektlaufzeit von 21 Monaten sind: 
aa)  Personalausgaben für eine pädagogische mit der Koordi-

nation und inhaltlichen Gestaltung des Fachaustausches 
befasste Fachkraft von bis zu 0,2 VzÄ bis zu 15.000 Euro, 

bb)  projektbezogene Ausgaben für pädagogisches Material 
und Ausstattung bis zu 2.900 Euro, 

cc)  Reisekosten der Projektfachkraft bis zu 500 Euro, 
dd)  Verwaltungspauschale bis zu 1.500 Euro. 

 

d) Art, Umfang und Höhe der Förderung 
Die Zuwendung wird in Form einer Festbetragsfinanzierung ge-
währt. Die Projektlaufzeit beträgt in der Regel 21 Monate. Zuwen-
dungsfähig bei einer Projektlaufzeit von 21 Monaten sind: 
aa)  Personalausgaben für eine pädagogische mit der Koordi-

nation und inhaltlichen Gestaltung des Fachaustausches 
befasste Fachkraft von bis zu 0,2 VzÄ bis zu 15.000 Euro, 

bb)  projektbezogene Ausgaben für pädagogisches Material 
und Ausstattung bis zu 2.900 Euro, 

cc)  Reisekosten der Projektfachkraft bis zu 500 Euro entspre-
chend dem Sächsischen Reisekostengesetz vom 12. De-
zember 2008 (SächsGVBl. S. 866, 876), das zuletzt durch 
Artikel 13 des Gesetzes vom 18. Dezember 2013 (Sächs-
GVBl. S. 970) geändert worden ist, in der jeweils gelten-
den Fassung, 

dd)  eine Verwaltungspauschale bis zu 1.500 Euro. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Klarstellung in Bezug auf die Förderfähigkeit von Reisekosten entspre-
chend dem Sächsischen Reisekostengesetz 
 
 
 
redaktionelle Änderung 

Abschnitt 5 
Angebote von Lernwerkstätten 

 

  

1. Gegenstand der Förderung 
Gefördert werden Angebote von Lernwerkstätten als besondere Form 
der Fortbildung. Die Angebote richten sich an pädagogisches Fachper-
sonal von Kindertageseinrichtungen und an Kindertagespflegepersonen 
aus Sachsen. Sie sind am Bildungsverständnis des sächsischen Bil-
dungsplans ausgerichtet und stellen eine Lernumgebung zur Verfügung, 
die methodisch auf praktisches, eigenaktives sowie auf eigene Erfahrun-
gen basierendes Lernen orientiert. Die Lernwerkstätten beziehen sich 
auf einen spezifischen Wissens- und Kompetenzschwerpunkt. Durch zur 
Verfügung gestelltes Material sollen die Teilnehmer zu eigenständigen 
und selbstaktiven Lern- und Bildungsprozessen angeregt werden, die 
eigenen Lernprozesse reflektieren und den Bezug zu den Lern- und Bil-
dungsprozessen der Kinder herstellen. 
 

  

2. Zuwendungsempfänger 
Zuwendungsempfänger sind kommunale oder rechtsfähige freie Träger, 
die im Bereich der Fortbildung auf dem Gebiet der Kindertagesbetreu-
ung tätig sind. 
 

  

3. Zuwendungsvoraussetzungen 
Voraussetzungen sind: 
a) Vorlage eines fachlich fundierten Konzeptes zum Bildungsange-

bot der Lernwerkstatt, einschließlich der Kostenkalkulation, 
b) Ausschreibung der Angebote nach dem Lernwerkstattkonzept 

auf dem Kita-Bildungsserver (www.kita-bildungsserver.de), 
c Die Teilnehmerzahl beträgt pro Angebot bis zu 18 Personen. 
d) Der Teilnehmerbeitrag darf maximal bis zu 35 Euro pro Tag und 

Teilnehmer betragen. 
 

  

4. Art, Umfang und Höhe der Förderung 
Die Zuwendung wird als Festbetragsfinanzierung im Rahmen einer Pro-
jektförderung gewährt. Sie beträgt bis zu 60 Euro pro Tag und Teilneh-
mer. Maximal sind 3 Tage förderfähig. Pro Lernwerkstattkonzept kann 
ein einmaliger Ausstattungs- und Sachkostenzuschuss bis zu 1.500 
Euro gewährt werden. 

  



 

Seite 9 von 9 
  

 

Teil 3 
Inkrafttreten und Außerkrafttreten 

 

  

Diese Richtlinie tritt am 1. Oktober 2016 in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Richtlinie des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales zur Förde-
rung von Innovationsprozessen in Kindertageseinrichtungen und in der 
Kindertagespflege vom 30. Juli 2008 (SächsABl. S. 1095), zuletzt ent-
halten in der Verwaltungsvorschrift vom 14. Dezember 2015 (SächsABl. 
SDr. S. S 407), außer Kraft. 

 

Die Richtlinie tritt am Tag nach der Veröffentlichung in Kraft. Die Umsetzung der vorgenannten Änderungen erfolgte durch die 
„Zweite Verwaltungsvorschrift des Sächsischen Staatsministeriums für 
Kultus zur Änderung der Richtlinie zur Sicherung und Weiterentwicklung 
der Qualität in Kindertageseinrichtungen und in der Kindertagespflege 
vom 19. Juni 2023“. Die Veröffentlichung im Sächsischen Amtsblatt er-
folgte am 6. Juli 2023. Die geänderte Fassung der Richtlinie trat dem-
nach am 7. Juli 2023 in Kraft.  

 


